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GEMEINSAMER 
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG
eingereicht gemäß Artikel 37 Absatz 4 der Geschäftsordnung von

– Jan Marinus Wiersma im Namen der PSE-Fraktion
– Bob van den Bos und Johan Van Hecke im Namen der ELDR-Fraktion
– Jillian Evans und Patricia McKenna im Namen der Verts/ALE-Fraktion
– Pernille Frahm im Namen der GUE/NGL-Fraktion

anstelle der Entschließungsanträge folgender Fraktionen:

– Verts/ALE (B5-0101/2004),
– ELDR (B5-0104/2004),
– PSE (B5-0105/2004),
– GUE/NGL (B5-0106/2004),

zur Atomaren Abrüstung: Überprüfungskonferenz zum Nichtverbreitungsvertrag 
im Jahr 2005 – Vorbereitung der EU auf die dritte Sitzung des vorbereitenden 
Ausschusses NVV (New York, 26. April bis 7. Mai 2004)
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Entschließung des Europäischen Parlaments zu zur Atomaren Abrüstung: 
Überprüfungskonferenz zum Nichtverbreitungsvertrag im Jahr 2005 – Vorbereitung der 
EU auf die dritte Sitzung des vorbereitenden Ausschusses NVV (New York, 26. April bis 
7. Mai 2004)

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 37 Absatz 4 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Konferenz der Vertragsstaaten des Nichtverbreitungsvertrags im 
Jahr 2000 die Abrüstungskonferenz (CD) aufgefordert hat, ein geeignetes Hilfsorgan 
einzusetzen, das sich mit der nuklearen Abrüstung befassen soll, wie im vierten der dreizehn 
von der NVV-Überprüfungskonferenz 2000 angenommenen Punkte betreffend Artikel VI 
des NVV festgelegt wurde,

B. in der Erwägung, dass alle Mitgliedstaaten der EU Vertragsstaaten des NVV sind und dass 
zwei Mitgliedsländer der EU Kernwaffenstaaten im Sinne des NVV sind,

C. in der Erwägung, dass die CD weder innerhalb von drei Jahren nach der 
Überprüfungskonferenz das geforderte Hilfsorgan eingesetzt hat noch dabei ist, dies zu tun,

D. in der Erwägung, dass dem Europäischen Parlament stets sehr an der atomaren Abrüstung 
gelegen war und dass es in den letzten Jahren häufig über dieses Thema beraten hat,

E. in der Erwägung, dass das Vertrauen in die internationale Sicherheit davon abhängt, dass 
gemäß Artikel VI des NVV Maßnahmen zur vollständigen nuklearen Abrüstung in den 
offiziellen sowie in den nicht offiziellen Atomwaffenstaaten ergriffen werden,

F. in der Erwägung, dass der NVV weiterhin die maßgebliche Völkerrechtsquelle für die 
nukleare Abrüstung bleibt, deren Durchsetzung einen Zeitplan mit festgesetzten 
Abrüstungsschritten und Fristen erfordert,

G. in der Erwägung, dass alle Vertragsparteien gemäß Artikel VI des NVV verpflichtet sind, „in 
redlicher Absicht Verhandlungen zu führen über wirksame Maßnahmen zur Beendigung des 
nuklearen Wettrüstens in naher Zukunft und zur nuklearen Abrüstung sowie über einen 
Vertrag zur allgemeinen und vollständigen Abrüstung unter strenger und wirksamer 
internationaler Kontrolle“,

H. in der Erwägung, dass zu den ernsthaften Bedrohungen der internationalen Sicherheit der 
Terrorismus, die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, der Verfall von Staaten und 
die organisierte Kriminalität gehören,

I. zutiefst besorgt darüber, dass eine neue Ära der Verbreitung von Kernwaffen angebrochen 
ist, in der nicht nur Regierungen, sondern auch Einzelpersonen und Unternehmen 
Technologie und Know-how weitergeben,

J. unter Hinweis auf die Erklärungen des angesehenen pakistanischen Wissenschaftlers Prof. 
Abdul Qadeer Khan, der zugab, geheime Informationen über Atomwaffen an den Iran, 
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Libyen, Nordkorea, Malaysia und den Irak weitergegeben zu haben,

K. ernsthaft besorgt über den weltweiten Schwarzmarkt für atomwaffenfähiges Material, durch 
den wohl der Weitergabe von Atomwaffen an nichtstaatliche Akteure Vorschub geleistet 
wird,

L. unter Hinweis auf die vom Europäischen Rat von Brüssel am 12. Dezember 2003 
angenommene neue Strategie der EU gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen,

1. bekräftigt seinen Standpunkt, dass der Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen für 
die Verhinderung der Verbreitung von Atomwaffen von wesentlicher Bedeutung ist und 
daher alles getan werden sollte, um den Vertrag in all seinen Aspekten umzusetzen;

2. erinnert daran, dass das Ziel der EU die vollständige nukleare Abrüstung ist, und erwartet 
von den offiziellen und den nichtoffiziellen Atomwaffenstaaten, sich aktiv darum zu 
bemühen und weitere Fortschritte in Richtung des Abbaus und der vollständigen Beseitigung 
von Atomwaffen zu erzielen;

3. fordert die EU und die Mitgliedstaaten – im Geiste eines „effektiven Multilateralismus“, der 
Solidarität und in Ausführung der Strategie der EU gegen die Weiterverbreitung von 
Massenvernichtungswaffen – auf, in der Sitzung des vorbereitenden Ausschusses NVV und 
in der NVV-Überprüfungskonferenz 2005 gemeinsam Front zu beziehen und einen positiven 
Beitrag zu den Gesprächen zu leisten; fordert nachdrücklich, dass in ihren Erklärungen den 
neuen Initiativen im Bereich nukleare Abrüstung sowie der Wiederbelebung der 
Abrüstungskonferenz besondere Bedeutung beigemessen wird;

4. fordert den irischen Ratsvorsitz und die Mitgliedstaaten auf, ihre Gemeinsame Erklärung, 
wonach der „Atomwaffensperrvertrag in seiner Gesamtheit erhalten bleiben muss“, mit 
weiteren Fakten zu untermauern;

5. fordert den irischen Ratsvorsitz – zur Unterstützung des Gemeinsamen Standpunkts der 
Union betreffend die weltweite Anwendung und Stärkung von multilateralen Übereinkünften 
im Bereich der Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen und Trägermitteln – auf, in 
der Sitzung des vorbereitenden Ausschusses NVV eine Erklärung zu dem Gemeinsamen 
Standpunkt und zu der Strategie der EU abzugeben;

6. fordert die EU auf, mit ihren internationalen Partnern gemeinsame Grundsätze aufzustellen 
und weiterzuentwickeln, mit denen Terroristen oder diejenigen, die sie beherbergen, daran 
gehindert werden, Zugang zu Massenvernichtungswaffen und dem dazugehörigen Material 
zu erhalten;

7. fordert den Rat und die Kommission auf, die Erfahrungen von Euratom zu nutzen, um ein 
Programm zur Verhinderung der Verbreitung von nuklearem Material und nuklearer 
Technologie und Know-how in der Welt aufzustellen;

8. fordert den irischen Ratsvorsitz und die Mitgliedstaaten zu weiteren substantiellen 
Maßnahmen auf, indem sie in groben Zügen erklären, wie sie ihr im Rahmen der MVW-
Strategie der EU angestrebtes gemeinsames Ziel des „Eintretens für eine stärkere Rolle des 
VN-Sicherheitsrats und des Ausbaus des Fachwissens, um der Verbreitung von 
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Massenvernichtungswaffen entgegenzutreten“ erreichen wollen, und wie insbesondere die 
NVV-Vertragsstaaten die einzigartige Verifikations- und Inspektionserfahrung von 
UNMOVIC, beispielsweise durch ein Verzeichnis einschlägiger Experten, bewahren 
könnten;

9. fordert den irischen Ratsvorsitz und die Mitgliedstaaten auf, Vorschläge zu machen, wie sie 
Drittstaaten davon überzeugen könnten, den IAEO-Zusatzprotokollen beizutreten, nachdem 
nun alle Mitgliedstaaten diese Protokolle unterzeichnet und ratifiziert haben;

10. fordert den irischen Ratsvorsitz und die Mitgliedstaaten auf, klarzustellen, wie sie sich selbst 
zur Bereitstellung finanzieller Mittel zur Unterstützung spezifischer Projekte multilateraler 
Einrichtungen wie der IAEO verpflichten könnten;

11. fordert die EU auf, in der Sitzung des vorbereitenden Ausschusses NVV 2004 und in der 
Überprüfungskonferenz 2005 vorzuschlagen, dass das geeignete Hilfsorgan für nukleare 
Abrüstung von der CD unverzüglich eingerichtet wird;

12. fordert die EU auf, die notwendigen Koordinierungsmechanismen (die MVW-
Beobachtungsstelle der EU in Verbindung mit dem Situationszentrum der EU) zu 
entwickeln, um sicherzustellen, dass die Nachrichtendienste zum Aufbau von Solidarität und 
Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten im Bereich Massenvernichtungswaffen eingesetzt 
werden;

13. unterstreicht die Bedeutung und die Dringlichkeit der Unterzeichnung und Ratifizierung des 
Vertrages über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen (UVNV), und zwar ohne 
Aufschub und ohne Vorbedingungen sowie in Einklang mit den verfassungsmäßigen 
Prozessen, damit er baldmöglichst in Kraft treten kann; fordert den Rat und die Kommission 
auf, beim Dialog mit den Partnerländern, die den UVNV und/oder NVV noch nicht ratifiziert 
haben, auf diese Ratifizierung zu drängen;

14. fordert die USA erneut auf, die Entwicklung neuer Generationen nuklearer Gefechtswaffen 
(sog. "Bunkerbusters") einzustellen und den Vertrag über das umfassende Verbot von 
Nuklearversuchen zu unterzeichnen und zu ratifizieren;

15. unterstützt die von den Bürgermeistern von Hiroshima und Nagasaki initiierte internationale 
Kampagne der Bürgermeister für nukleare Abrüstung;

16. fordert den Rat und die Kommission auf, dem Europäischen Parlament einen 
Fortschrittsbericht über die Ergebnisse der Sitzung des vorbereitenden Ausschusses NVV 
vorzulegen;

17. ist der festen Überzeugung, dass die Anstrengungen zur nuklearen Abrüstung erheblich zur 
internationalen Sicherheit und zur strategischen Stabilität beitragen und auch die Gefahr des 
Plutoniumdiebstahls durch Terroristen verringern werden;

18. fordert alle Staaten und insbesondere die Kernwaffenstaaten auf, Länder, die sich um 
Kernwaffen oder andere Atomsprengkörper bemühen, insbesondere die, die nicht 
Vertragsstaaten des Nichtverbreitungsvertrags sind, nicht zu unterstützen oder sie zum Kauf 



RC\525532DE.doc PE 342.370}
PE 342.379}
PE 343.380}
PE 342.381} RC1/rev.

DE

zu ermutigen;

19. erkennt die positiven Maßnahmen des Iran an, der das Zusatzprotokoll über Standards für 
Nuklearmaterial unterzeichnet hat, und hofft, dass das iranische Parlament (Majlis) den Text 
innerhalb vernünftiger Zeit ratifizieren wird,

20. begrüßt die Absicht Libyens, von Waffenprogrammen abzusehen und bedingungslose 
Inspektionen zuzulassen;

21. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Kommission, dem Rat, den 
Regierungen der Mitgliedstaaten, dem Generalsekretär der Vereinten Nationen und allen 
Vertragsstaaten des Nichtverbreitungsvertrags zu übermitteln.


